Entwaffnung durch Inspektionen oder durch Gewalt?

Irak-Krise Schon seit der Befreiung Kuwaits sind sich die UNO-Sicherheitsratsmitglieder uneinig

Der Streit über die Behandlung Bagdads ist nicht neu. Seit der Befreiung Kuwaits hat es Pro​teste gegen die amerikanisch​britischen Luftangriffe auf den Irak gegeben. Darüber hinaus ■wird schon seit Jahren Kritik an dem Inspektions- und Sank​tionsregime geübt.

MONIKA JUNG-MOUNIB UND BORIS KONDOCH

D

er Riss in der westlichen Koali​tion ist nicht mehr zu über​sehen. Im UNO-Sicherheitsrat wird in diesen Tagen der amerikanisch​britische Entwurf für eine zweite Reso​lution diskutiert. Diese soll den Einsatz militärischer Gewalt zur Entwaffnung des Irak erlauben. Frankreich hingegen hat mit der Unterstützung Deutsch​lands, Russlands und Chinas ein Me​morandum zur friedlichen Abrüstung eingebracht. Der französische Gegen​vorschlag umfasst einen genauen Ar​beits- und Zeitplan und fordert mindes​tens vier Monate für Inspektionen. Die Allianz war aber schon während der vergangenen 12 Jahre in zwei Lager ge​teilt. Der Streit tritt nur jetzt verschärft zutage.

Starken internationalen Protest löste die Operation «Desert Fox» aus, der grösste Militärschlag gegen den Irak seit der Befreiung Kuwaits. Die ameri​kanische und britische Luftwaffe bom​bardierten im Dezember 1998 Bagdad, nachdem der Irak im Oktober alle Unscom-Tätigkeiten untersagt hatte. Präsident Clinton hatte im November 1998 von Luftangriffen wieder abgese​hen, weil der Irak abermals die bedin​gungslose Zusammenarbeit mit den In​spektoren versprochen hatte. Doch als Unscom-Leiter Richard Butler am 15. Dezember berichtete, es gebe «keine volle Kooperation», wurden alle In​spektoren abgezogen. Einen Tag später begannen die Amerikaner und Briten mit vier Tage anhaltenden Luftangrif​fen. Die Weltgemeinschaft reagierte mit scharfer Kritik. Frankreich, Italien und China bekundeten ihr Missfallen. Prä​sident Chirac sagte damals, er glaube nicht, dass Luftangriffe die Krise lösen würden.

Deutscher Politikwechsel

Moskau rief aus Protest seinen Lon​doner Botschafter zurück und bezeich​nete die USA und Grossbritannien als «internationale Terroristen», die nun gegen jedes Land Gewalt anwenden könnten. Bemerkenswert ist, dass Deutschland 1998 die Luftangriffe zu​sammen mit Dänemark und den Nie​derlanden unterstützte. «Desert Fox» war 1998 ebenso umstritten wie der nun geplante Irak-Krieg. Überraschend war 1998 allerdings, wie schnell die Amerikaner mit militärischer Gewalt reagierten. Der jetzige Krieg dagegen ist lange im Voraus angekündigt wor​den.

Auch die Flugverbotszonen und die amerikanisch-britischen Luftangriffe in den Zonen sind kritisiert worden. Wa​shington und London begründen die Flugverbotszonen damit, die kurdi​schen und schiitischen Iraker schützen zu wollen. Einige Länder stellen das infrage, weil die UNO zu diesem Zweck keinen Einsatz militärischer Gewalt er​laubt habe. Bagdad hingegen fasst die Flugverbotszonen als eine Verletzung seiner Souveränität auf, weshalb die ira​kische Flugabwehr fremde Kampfflug​zeuge angreifen darf.

Die Kluft weiter vertieft haben die mit wirtschaftlichen Sanktionen kom​binierten Inspektionen. Die Befürwor​ter von militärischer Gewalt halten das Inspektions- und Sanktionsregime für einen Misserfolg. Saddam sei nicht ganz entwaffnet worden und habe statt​dessen die Waffenstillstandsresolution, die die Bedingungen für seinen Ver​bleib an der Macht aufzählt, gebrochen. Für sie bestehen keine Zweifel, dass das Inspektions- und Sanktionsregime un​endlich lange existieren müsste, wenn Saddam nicht mit militärischer Gewalt entwaffnet und gestürzt würde. Das darum, weil Saddam sich ohne Sank​tionen schnell bereichern und wieder bewaffnen könnte. Das Wissen zum Waffenbau sei schliesslich vorhanden. Die Gegner des Inspektions- und Sank​tionsregimes verlangen deshalb, dass nun gehandelt werden müsse. Denn sollte der irakische Diktator aufs Neue ABC-Waffen besitzen, würde er diese auch einsetzen. In dem Fall könnte der Westen ihm nicht mehr mit einer glaub​würdigen Drohung entgegentreten. Ausserdem halten sie es für möglich, dass der Irak Massenvernichtungswaf​fen an Terroristen weitergeben könnte.

Unvorhersehbare Folgen

Die Gegner militärischer Gewalt wä​gen die Vor- und Nachteile eines In​spektions- und Sanktionsregimes ge​genüber den unvorhersehbaren Folgen eines Krieges ab. Sie glauben, dass der grösste Teil der irakischen ABC-Waffen zerstört oder abgerüstet worden sei, und sind gewillt, unvollkommene Er​gebnisse hinzunehmen. Darüber hi​naus sei nicht belegt, dass der Irak in der Zeit ohne Inspektionen von 1998 bis 2002 wieder aufgerüstet habe. Die Gefahr, dass Terroristen von Bag​dad Massenvernichtungswaffen erhiel​ten, schätzen sie als unwahrscheinlich, ein. Zugleich fordern sie, dass die Sank​tionen verändert werden, weil die bis​herigen UNO-Sanktionen der iraki​schen Bevölkerung schwer zu schaffen gemacht haben. Grosse Teile der Bevöl​kerung sind verarmt, und die Infra​struktur des Landes ist am Zerfallen. Vor allem haben sie auch zu Unterer​nährung und ernsthaften Gesundheits​problemen wegen eines Mangels an

Medikamenten und eines Wasserreini​gungssystems geführt. Erst 1995 wurde das Programm «Öl für Nahrung» ein​geführt, um die Not zu mildern. Doch beide Leiter, Denis Halliday und Hans von Sponeck, traten aus Protest gegen die UNO-Sanktionen zurück, die sie für das schwere Los der irakischen Be​völkerung verantwortlich machen. An​dere Stimmen meinen, Saddam hätte sich aus dem Erlös des Verkaufs von Öl bereichert und nur kleine Mengen der gelieferten Nahrungsmittel verteilt Während der Streit um die Sanktionen zum grossen Teil zwischen den USA und Grossbritannien und dem Irak ausgetragen wird, halten viele westliche Diplomaten die irakischen Behauptun​gen, die Sanktionen würden zu politi​schen Zwecken missbraucht, für be​rechtigt.

Die Befürworter des Inspektions​und Sanktionsregimes unterstützen da​her «smart» sanctions, die das Regime und nicht die Bevölkerung treffen. Chi​na, Russland und Frankreich fordern das schon seit Jahren, doch die USA und Grossbritannien lehnen das ab. Erst im Mai 2002 votierte der Sicher​heitsrat für «intelligente» Sanktionen. Laut dieser Neuerung können zivile Güter leichter eingeführt werden, wäh​rend das militärische Embargo ver​schärft wurde. Die Amerikaner bezwei​feln jedoch, dass diese Massnahmen ausreichen, um Saddam einzudämmen oder sogar abzuschrecken.
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